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Anferate werben biligſt berechnet. — Meclamationen, wenn unverflegeit, finb bartofrei, 


Jun halt: 
Mittheilungen aus der Praxis: 

A die Jubetriebſezung einer nicht dem Edſctalberfahren unterfiegenben, 
wohl aber einer behörvrichen Genehmigung bebürfenben gewerblichen Be: 
triebsanlage von der vorläufigen Austragung der gegen die Anlage vor⸗ 
gebrachten Einwendungen privatkechtlicher Malur abhängig zu nrochen ? 
Umſtand, vaß die politiſche Behörde einen Eiſenbahn⸗Grundablöſungs. 
nertrag durch ihre amtliche Interventton vermittelt hat, iſt nicht geeignet 
die peivalrechtliche Nakur eines ſolchen Verkroges zu“ alteriren. 
Falle als ein Aussoelſungsertenutniß im Sinne bes Ark. III. bes Ber 
meinde-Grundgeſebes vom ö. März 1962 vom Gemeindevorſſeher gefällt 
worden it, geht die Berufung in erſter Ante an den Gemeinde- Aucſchuß. 
ie Weſtunmung des g. 622, Min. 2, der Strafproceh⸗Ordnung, betreſſend 

die ununterbrochene Vollſtreckung von Freiheſtsſtrofen hat auch für die 

Procedur der politiſchen Strafbehörben zu gelten, 

Verordnungen. 
Werionalien. 
Erlebigungen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Iſt die Inhetriebſetzung elner nicht dem Edictal⸗Verfahren unterliegen⸗ 
deu, wohl aber eiuer behördlichen Genehmigung bedürfeuden gewerblichen 
Belrſebs⸗Aulage von der borläufigen Austragung der gegen die Anlage 
vorgebrachten Einwendungen pribatrechtlicher Natur abhängig zu machen ? 


Leib Herſch R. erkaufte das Grundstück Nr. top. 149 ſammt 
den darauf befindlichen Gebäuden C. N. 610 und 733 in S. von 
einem gewiſſen R., der dieſe Realitäten von Caroline G. und den 
Erben nach Carl G. an ſich brachte. Auf diefem Grundſtücke haftet 
aber derzeit nach für die Adelheid G. das ihr nach ihren Eltern zu 
ſtehende Erbrecht zu einem vierten, unausgeſchledenen, Theile der be⸗ 
zeichneten Wehificate, 

Leib Herſch M. erfinttete am 29. gänner 1869 dem Gemeinde⸗ 
Vorſtande in S. die Anzeige, daß er die erwähnten, in feinen Bes 
fige befindlichen Realitäten Nr. 773 und 610, und zwar die erſtere 
zu einem Bräuhauſe umſtaltet, und die Hellergeſchoße des zweiten Ge⸗ 
bäudes zu einem Malzhaufe eingerſchtet habe. 

Der Gemeinde-Vorſtand nahm mit einem Sachverſtändigen, jedoch 
ohne Beiziehung der Intereſſenten, den Local⸗Augenſchein vor und er⸗ 
theilte dem Leib Herſch R. endlich am 19. November 1869 den Beſcheid, 
daß die Adaptirung dieſer Gebäude zu einer Bräucrei zur Wiſſenſchaft 
genommen werde, und daß die Eröffnung des Betriebes ſeinerzelt au⸗ 
zuzeigen ſei. 

Leib Herſch R. erſtattete dieſe Anzeige am 21. November 1869 dem 
Bezirkshauptmanne in S., worauf der Beſcheid ertheiltiwurbe, daß vorerſt 
gemäß $. 31 der Gewerbe⸗Ordnung unt die Bewilligung zur Betriebs- 


Anlage einzuſchreiten ſei, indem der erhaltene Bauconſeus nicht die 
Genehmigung zur Betriebs⸗Anlage involvire. 

Mittlerweile überreichte der Vertreter der Adelheid G. an den 
Bezirkshauptmann iu S. einen Proteſt gegen die eigeumächtige Ans 
lage dieſer Bierbräuerei, in welchem vorgebracht wurde, daß die Era 
richtung des Brauhaufes mit Benützung der auf dem Grunde Nr. 149 
befindlichen Gebaude in keinem Falle zugegeben werden könne, weil 
durch die Näſſe in den unteren Geſchoßen des Hauſes Nr. 610, mo 
die Malzdörre angebracht fei, die ſchädlichſten Einwirkungen auf das 
Gebäude ſelbſt hervorgerufen werden, daß ſohin Adelheid G. als ge⸗ 
meiuſchaftliche und unausgeſchiedene Eigenehümerin dieſer Gebäude mit 
ihrer ganzen elterlichen Erbſchaft durch dieſe außerdem fenergefährliche 
Betriebe-Unlage in Gefahr ſtehe. 

Bei der im December 1869 vom Hezirkshauptmaune angeord⸗ 
neteu Local⸗Erhebung erhoben die Anroiner und Nachbarn keine Eins 


wendungen gegen dieſe Betriebs⸗Anlage und der Geineinde-Borftand 


gab die Erklärung ab, daß auch Seitens der Commune dagegen kein 
Anſtand beſtehe. Die Sachverſtändigen conſtatirten, daß die Anlagen 
vollkommen eutſprechend und fo feuerſicher als nur immer möglich ſeien, 
daß aus polizeilichen Rückſichten kein Anſtand beſtehe, und daß auch 
die bei der Malz⸗Erzeugung entſtehende geringe Näffe dem Gebäude 
Nr. 610 durchaus ünſchadlich ſel, und von der Gefahr eines Ein⸗ 
ſturzes keine Rede ſein könne. 

Leib Herſch R. konnte ſich bei der Verhandlung mit dem grund⸗ 
bücherlichen Eigenthum der fraglichen Realitäten nicht ausweiſen, das 
gegen produeirte der Vertreter der Adelheid G. einen Beſcheid des 
Bezirksgerichtes in S. vom 30. December 1866, daß das Erbrecht 
der Genannten mit einem vierten, ungusgeſchiedenen Theile auf den 
von R. zu einem Bräuhauſe umſtalteten Realitäten vorgemerkt ers 
ſcheine. Ein gütliches Uebereinkommen zwiſchen dem Vertreter der 
Adelheid G. und dem N. konnte nicht erzielt werden. Letzterer brachte 
vor, daß die Einſprüche der Adelheld G. nicht weiter zu berückſichligen 
wären, da ihm die Gemeinde den Baucouſens extheilt habe. Diefe 
Einſprüche hätten bei der Bau⸗Verhandlung vorgebracht werden ſollen, 
was nicht geſchehen ſel. Der ihm ertheilte Bauconſens ſei in Rechls⸗ 
kraft erwachſen, und die jetzt gegen die Bauſührung vorgebrachten Ein⸗ 
mendungen aus privatrechtliche Titel ſeien verſpätet. Es ſtehe ihm 
gegenüber der Adelheid G. als Mehr- und Meiſtbetheiligtem das Recht 
zu, über die Benützung der fraglichen Gebäude nach Belieben zu vers 
fügen, da die Erbanſprüche der Adelheid G. nur einen ſehr geringen 
Antheil repräſeutiren. Die Einwendungen des Vertreters der Adel⸗ 
heid G. rühren nur aus Brotneid her, weil dieſer unter allen Um⸗ 
ſtänden das Zuſtandekommen einer zweiten Bräuerei in S. verhin⸗ 
dern wolle. 

Der Bezirkshauptmann entſchied: Daß der Bitte des Leib Herſch 
R. um Bewilligung zum Betriebe einer Bierbräuerei reſp. Mälzerei 
in den Realitäten Nr. 610 und 773 zu S. nach 8. 31 der Gewerbe⸗ 
Ordnung ſtattgegeben werde, weil die von Adelheid G. erhobenen 
privatrechtlichen Eiuſtreuungen politiſcherſeits nicht berücksichtigt werden 
können, indem ſelbe vor das competente Gericht gehören, und der 
8. 36 der Gewerbe⸗Ordnung, nach welchem die Bewer- 
ber um die Genehmigung von Betriebs⸗Aulagen beim 
Borkommen privatrechtlicher Auſprüche zu deren vor⸗ 


— 


läufiger Austragung im Rechtswege anzuweifen find, 
nur auf die im 8. 33 der Gewerbe⸗Ordnung aufgezähl⸗ 
ten Gewerbe, unter welchen Bierbräuereien nidt nor 
kommen, Bezug hat. 

Dagegen recurrirte Adelheid G. an die zweite Inſtanz. Sie bes 
rief id auf den $. 828 a. b. G.⸗B., wornach R. ohne ihre Zu⸗ 
ſtimmung als Miteigenthümerim der Gebäude überhaupt zu gar keinen 
Umſtaltungen berechtigt mar, und daß nach F. 36 der Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung über ihre begründeten privatrechtlichen Einwendungen, nicht ſre, 
ſondern Leib Herſch R. auf den Rechtsweg zu verweſſen geweſen 
wäre. 

Die zweite Inſtanz erkaunte: daß die vorerwähnte Entſcheidung 
des Bezirks⸗Hauptmannes, infoferne mit derſelben die Eröffuung der 
Betriebs⸗Anlage der fraglichen Bierbräuerei auf Grund der Beftim⸗ 
mungen des III. Hauptſtückto der Gewerbe Ordnung genehmigt wurde, 
beftätigt werde, daß hingegen der zweite Theil der berufenen Ent 
ſcheſdung, womit Adelheid G. bezüglich ihrer erhobenen Einſprache 
privatrechtlicher Natur auf den Rechtsweg verwieſen worden tt, Bes 
hoben werde und Leib Herſch R. auzuweiſen ſei, vorerſt die dießfalls 
ſowohl in pripatrechtlicher, als auch in baupolizeilicher Beziehung vor⸗ 
gebrachten Einſprüche und Beſchwerden im competenten Wege auszu⸗ 
tragen. 

Dagegen recurxirte Leib Herſch R. an das Minifterhum des 
Inneru und bat um Reſtituirung der in erſter Inſtanz erfloſſenen 
Entſcheidung. Er führte an, daß die Austragung der geltend gemach⸗ 
ten Einfpruche privatrechtlicher Natur im ordentlichen Rechtswege zum 
Zwecke der Genehmigung einer Betriebs⸗Anlage im III. Haupiſtücke 
der Gewerbe⸗Ordnung einzig und allein nur im 8. 36 der Gewerbes 
Ordnung gefordert ſei, welche Geſetesſtelle aber nur das Verfahren 
bel den im $. 33 angeführten Gewerben, zu welchen die Bierbräuerel 
nicht gehöre, zum Gegenſtande habe. Die Eröffnung der fraglichen 
Bierbrauerei gefährde nach den übereinſtimmenden Ausſprüchen der 
erſten und zweiten Inſtanz weder Öffentliche Intereſſen, noch die Sicher⸗ 
heit der Anrainer und Nachbarn; es kounte daher im Hinblicke auf 
8. 32 der Gewerbe⸗Orduung die Genehmigung zum Betriebe um fo 
weniger verweigert werden, als dle privatvechtlichen Einſtreuungen keinen 
Gegenſtand der commiſſionellen Erhebungen zu bilden hatten, und der⸗ 
artige Einſprüche nur rückſichtlich der Bekriebs⸗Anlogen, für welche das 
Ediclal⸗ Verfahren Platz zu greifen hat, in Verhandlung zu ziehen ſeien. 
Unter den Elnſprüchen privalrechtlicher Natur ſeien nach F. 36 der 
Gemerbe-Orduung uur ſolche zu verſtehen, die gegen die Betriebs⸗An⸗ 
lage an ſich aus einem privatrechtlichen Titel erhoben werden können, 
Ein Einſpruchsrecht dieſer Art ſel aber von Adelheid G. nicht einmal 
behauptet worden. 

Das Miniſterium des Innern beftätigte die beruſene Entſcheidung 
der zweiten Inſtanz unterm 14. October 1870, 3. 10665, inſoferne 
dadurch der Beſchmerdeſührer angewieſen wurde, die gegen die Eröffnung 
der Belriebs⸗Anlage einer Blerbräuerei in den Gebäuden Nr. 610 und 
773 in S. erhobenen privatrechklichen Einwendungen der Adelheid G. 
vorerſt im Rechtswege auszutragen, „weil es im Geiſte und Sinne des 
III. Hauptſtuckes der Gewerbe⸗Ordnung, dann in der Natur der Sache 
liegt, daß auch bei den dem Edictal⸗Verfahren nicht unterliegenden ge⸗ 
werblichen Betriebs⸗Aulagen im Falle erhobener Einfpruche privatrecht⸗ 
licher Natur das im $. 36 der Gewerbe⸗Ordnung vorgeſchriebene Ver⸗ 
fahren einzutreten habe und demnach der Conſens bei allen einer be⸗ 
börbfichen Genehmigung bedürfenden gewerblichen Betriebs⸗Anlagen nur 
dann erkhellt werden kaun, wenn weder öffentliche, noch unbehobene 
privatrechkliche Einſprüche entgegenſtehen, bei dem Vorhandenſein wohl 
der erſteren, nicht aber auch der letzteren Bedingung ſich die politiſche 
Behörde, wie im vorliegenden Falle, nur auf den Ausſpruch beſchränken 
kann, daß die Aulage in politifcher Beziehung zuläffig ſei“. Der in der 
erwähnten Entſcheidung der zweiten Inſtanz enthaltene weitere Ausspruch, 
daß Leib Herſch R. auch die Einwendungen in baupolizeilicher Hinſicht 
im competenten Wege auszutragen habe, werde aber außer Wirksamkeit 
geſetzt, „weil die Betriebe⸗Anlage bereits thatſächlich eingerichtet, und 
von Seite der competenten Gemeinde der längſt rechtskräftige Bauconſens 
ertheilt ſei, ferners well dennoch im Sinne des §. 37 der Gewerbe⸗ 
Orduung auch bei der pofitifcherfeits vorgenommenen Prüfung der Be- 
triebs⸗Anlage auf die baupolizeilichen Einwendungen der Adelheid G. 
Rückſicht genommen und durch die Sachverſtändigen conſtatirt wurde, 
daß dieſe baupolizeilichen Einwendungen ganz unbegründet ſeien. Es er⸗ 
ſcheine daher eine Verweſſung dieſer Gattung von Einwendungen zur 
weiteren competeuten Entſcheidung überflüſſig; fie ſei aber auch nicht 
im 8.36 der Gewerbe⸗Ordnung begründet, weil derſelbe eben nur von 


privatrechklichen Einwendungen ſpricht, und nur deren Verweiſung zur 
competenten Entſcheidung vor der defiuſtiven Erledigung des Eluſchreitens 
wegen der Betriebs⸗Anlage vor Augen hat.“ J. 


Der Umſtand, daß die politische Behörde einen Eiſenbahn⸗Grundablö⸗ 
ſungsvertrag durch ihre amtliche Internention vermittelt hat, iſt nicht 
geeignet, die prkvattechtliche Natur eines ſolchen Vertrages zu alterizen, 


Die k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft benöthiget zum Baue der 
Bahn von Villach nach Brixen gewiſſe der Nummer nach bezeichnete 
Parzellen im Geſammtausmaße von 16 Joch 1056 Quadratklafter iu 
der Gemeinde St. 

Dieſelbe bat unter der Augabe, daß die Parzellen ein Eigen⸗ 
thum der Gemeinde St. find, um die Vornahme der Erhebung wegen 
Ueberlaffung der Gründe im gütlichen Wege, welche auch von dem 
Bezirkshauptmanne zu Sp. mit den Vertretern der genannten Ge⸗ 
meinde und den Vertretern der Geſellſchaft mit günſtigem Reſultate 
geflogen worden iſt. Der vereinte Ablöfungsbetrag von 4540 fl. 68 kr. 
wurde bei Gericht deponirt und zwar im December 1869 zu Handen 
der Gemeinde St. und ſonſtiger Bezugs berechtigten. 

Im Februar 1870 kam durſh eine Anzeige des Gemeindevor⸗ 
ſtehers von St. an die Bezirkshauptmannſchaft in Sp. hervor, daß 
die fraglichen Parzellen nicht der Gemeinde St, gehören, ſondern daß 
einige das Eigenthum beſtimmter, namhaſt gemachter Perſonen find, 
und die übrige größere Zahl derſelben das Elgenthum (Singular⸗ 
vermögen) der Juſaſſen von St. und M. Von den letzteren weigerte 
ſich der größte Theil, das fragliche Uebereinkommen nachträglich als 
giltig anzuerkeunen. Die Bezirkshauptmanuſchaft Sp. hat daher, da 
die im September 1869 gepflogene Ablöſungsverhandlung unter 
irrigen Vorausſetzungen gepflogen worden war, und fomit ohne recht» 
liche Wirkung ſei, im März 1870 die Reaſſummirung dieſer Ver⸗ 
handlung angeorduet, wogegen die Südbahn⸗Geſellſchaft den Recurs 
ergriffen hal. In dieſem wird geltend gemacht, daß die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft zur Reaſſummirung nicht competent ſei, nachdem ein zu 
Stande gekommener Vergleich nur im Rechtswege und mittelſt einer 
förmlichen Klage beſtritten werden kanu, daß die Vertreter der Ger 
meinde St. bei der Verhandlung im September 1869 ſich in Gegen⸗ 
wart aller Grundbeſitzer verglichen haben und damals Niemand eine 
Widerrede erhoben hat, daß in einem im Fahre 1854 beim Gemein 
deamte zu St. aufgenommenen Protocolle die fraglichen Parzellen von 
deu jetzigen angeblichen Eigenthümeru als ein Elgenthum der Gemeinde 
St. anerkannt worden find, daß die Vorſchreibung im Skeuerkakgſter 
zu Handen der Inſaffen für die Eigenthumsfrage keinen Beweis gibt, 
und daß jeder Beweis fehlt, wer und in welchem Umfange der 
Berechtigte iſt. Die Werthſchätzung wäre eine entſprechende, da die 
einzelnen Grundbeſitzer ihre eigenen eingelösten Grundflächen gleicher 
Cultur auf die gleichen Prelſe bewerthet und verglichen haben. Es 
konne ſich gegenwärtig nur darum handle, wer auf die deponirte 
Ablöſungsſumme von 4540 fl. 68 kr. einen Anſpruch habe und biefe 
Frage ſei nur zwiſchen der Gemeinde St. und den Inſaſſen von St. 
und M. auszutragen. Dasſelbe gelte auch bezüglich der übrigen angeb⸗ 
lichen Eigenthümer. Die Schlußbitte lautet daher auf Aufhebung der 
angefochtenen Entſcheidung vom März 1870. 

Die Landesregierung hat dieſen Recurs im Mai 1870 zurück⸗ 
gewieſen, nachdem es ſich um die Giltigkeit einer von der politiſchen 
Behörde durchgeführten Verhandlung handele, über deren Giltigkeit 
wieder nur im politiſchen Wege zu entſchelden ſei.“ 

Dagegen hat die Südbahn⸗Geſellſchaft den Miniſterial⸗Recurs 
ergriffen, in welchem fie neben den dem früheren Recurſe zu Grunde 
liegenden Motiven auch den Opportunitätsgrund geltend machte, daß 
eine neuerliche Verhandlung für die angeblichen Grundeigenthümer 
keinen günſtigeren pecuniären Erfolg haben würde, 

Das Miniſterium des Innern gab unterm 31. Juli 1870, 
3. 9851, dem Recurſe der Sldbahn⸗Geſellſchaft gegen die Landes⸗ 
regierungsentſcheidung Folge, „weil die im September 1869 ſtattge⸗ 
habte Vermittlung der politifchen Behörde, beim Abſchluſſe des Kaufs⸗ 
und Verkaufsvertrages, zwiſchen dem Bevollmächtigten der Südbahn⸗ 
Geſellſchaft und den Gemeſindevertretern von St. die privalrechtliche 
Natur jenes Vertrages nicht alterirt und aus dieſer Vermittlung da⸗ 
her eine Berechtigung der politiſchen Behörde nicht abgeleitet werden 
kann, den fraglichen Vertrag nachträglich als rechtsunwirkſam zu 
erklären und ohne ausdrückliche Einwilligung der beiden vertrags⸗ 
schließenden Theile eine neue Einlöſungsverhandlung anzuordnen. Inſo⸗ 
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ferne daher Einer der vertragsſchließenden Theile oder dritte Perſonen 

die Rechtsgiltigkeiten des mehrerwähnten Vertrages anfechten wollen, 

find dieſelben mit ihren Anſprüchen auf den Rechtsweg zu verweiſen.“ 
A SW. 


Im Falle als ein Answeſſungserkeuntuſß im Sinne des Art. III des 

Gemeinde⸗Grundgeſetzes vom 5. März 1862 vom Gemelndevorſteher ge⸗ 

fällt worden If, geht die Berufnug in erſter Linſe an den Gemeinde 
Ausſchuß. 

Der Bürgermeiſter in K. hat den nach D. zuftändigen ehemaligen 
Notariatsſchreiber Carl B. im Grunde dez 8. 11 der Gemeinde⸗ 
Ordnung angewiefen, binnen acht Tagen die Gemeinde zu verlaſſeu. 

Als Motiv diefer Ausmefſung war hierbei angeführt, daß B. 
feinen Erwerb durch Winkelſchreiberei und andere nicht lobenswerthe 
Mittel zum Schaden unwiſſender Leute fuche, daher keinen unbeſchol⸗ 
tenen Lebenswandel führe, daß er ferner der Gemeinde an Mielhzins 
für ein in dem Gemeindehaufe gemietheies Quartier 16 fl. 30 kr. 
ſchulde, und nicht im Stande fei, für ſelue zwei Kinder das Schul⸗ 
geld zu entrichten, welches daher dem Lehrer aus der Gemeindecaffa 
bezahlt werden müſſe, wodurch derſelbe der öffentlichen Mlldthätigkeit 
zur Laſt falle. 

In einer Eingabe an die Bezirkshauptmannſchaft in , ſteltte 
der Bürgermelſter in K. an dieſelbe das Anſuchen, fie möge die Ab. 
ſchiebung des B. veranlaſſen, da derſelbe innerhalb der ihm feſtge⸗ 
ſetzten Friſt von acht Tagen weder die Gemeinde verlaſſen, noch einen 
Recurs eingebracht habe. 

Nachdem der Bezirkshauptmanuſchaſt der Nachweis über die am 
3. November 1869 erfolgte Zuſtellung des Ausweiſungserkenutuiſſes 
des Bürgermeifters von demſelben Datum geliefert worden war, er⸗ 
kannte dleſelbe, B. werde auf Grund des rechtskräftigen Ausweiſungs⸗ 
erkeuutnlſſes der Gemeinde im Schubwege in feine Helmak befördert 
werden, wenn er nicht binnen acht Tagen nach erfolgter Zuſtellung 
dieſer Eutſcheldung ſich entfernt haben follte. 

Gegen dieſe Anordnung der Bezirkshauptmaunſchaft hat B. den 
Recurs au die Statthalterel eingebracht; die Bezirkshauplmaunſchaft 
legte die Nachweſſung vor, daß B. mit dem Erkenntniſſe des Bezirks⸗ 
Gerichtes mittlerweile wegen Wlukelſchreiberei zu einer Geldstrafe von 
5 fl., eventuell zu 24ſtündigem Arreſt verurtheilt worden ſei. 

Die Statthalterei hat die angefochtene Anordnung der Bezirks 
hauptmannſchaft, mit welcher das Ausweiſungserkenntniß des Bürger⸗ 
meifters beftätigt worden, aus dem Grunde behoben, „weil zu Schöpfungen 
von derlei auf den $. 11 der Gemeinde-Ordnung ſich ſtützenden Aus⸗ 
weiſungserkenntniſſen nur die Gemeinde, d. i. die Gemeindever⸗ 
tretung, competent ſei,“ Zugleich hat die Statthalterei die Bezirkes 
hauptmaunſchaft angewieſen, den vorliegenden Recurs des B. dem 
Gemein deausſchuſſe zur competenten Entſcheldung zu übergeben, gegen 
deſſen Ausſpruch der eventuelle Reeurs nach Weiſung des g. 11 
der Gemeinde» Ordnung an die Bezirkshanptmannſchaft zu richten ſei. 

Dagegen wurde der Minſſterial⸗Recurs Seitens des Gemeinde⸗ 
rathes von K. eingebracht, worin geltend gemacht worden, daß zu 
einem Augweiſungserkenntniſſe ein Gemeindebeſchluß nicht erforderlich 
ſel, daß das Erkenntniß des Bürgermeſſters, gegen welches ein Recurs 
nicht eingebracht worden, rechtskräftig geworden und daher aufrecht 
zu erhalten ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 18. Des 
tober 1870, 3. 12954, erkanut: „Die Entſcheldung der Statthalterel 
inſowelt mit derſelben das vom Bürgermeifter in K. gegen Carl B. 
gefallte Ausmeiſungserkenntniß wegen Incompetenz außer Kraft gefetzt 
worden iſt, wird behoben, weil dem Gemeindevorſteher in Hinblick auf den 
Wortlaut des 8. 11 der Gemeinde⸗Ordnung und den ihm zugewieſenen 
Wirkungskreis die Berechtigung nicht abgeſprochen werden kann, bei 
Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe die Abſchaffung von der 
Gemeinde nicht angehörigen Perſouen zu verfügen. Nachdem jedoch 
gegen ein von einem Gemeindevorſteher im Grunde des §. 11 der 
Gemeinde⸗Orduung geſchöpftes Ausweſſungserkennkniß nach dem Work⸗ 
laute eben dieſes Paragraphes die Berufung an den Gemeindeaus⸗ 
ſchuß noch zuläſſig erſcheint, fo wird die in der angefochtenen Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidung weiter enthaltene Anordnung wegen Uebergabe 
der Recursbeſchwerde des Carl B. an den Gemeindeausſchuß von . 
zur eompetenten Entſcheidung mit dem Beifügen aufrecht erhalten, daß 
gegen den Ausſpruch des Gemeindeausſchuſſes eine eveutuelle Recurs⸗ 
beſchwerde nach der Anorduung des §. 11 der Gemeinde ⸗Ordnung 
an die Bezirkshauptmannſchaft zu richten iſt.“ Km. 


Die Beſtimmung des 6.322, Min. 2, der Strafprocchordnung, betreffend 
die ununterbrochene Vollſtreuung von Freiheitsſtrafen hat auch für die 
Procedur der polltiſchen Strafbehürden zu gelten. 


Lepoldine T. iſt wiederholt wegen unbefugten Branntweinſchankes 
abgeſtraft worden. Nachdem die der Geſuchſtellerin auferlegten Geld⸗ 
ſtrafen ſelbſt in Executionswege nicht eingebracht werden konnten, dle⸗ 
ſelbe durch ihre wiederholten Reeurſe und Eingaben die Volfſtreckung 
der einzelnen Erkeunkuiſſe zu verzögern und hinauszuſcheben wußte, fo 
wurde ihr über das Geſuch: die ihr zuletzt zugedachte zehntägige Arreſt⸗ 
ſtrafe in Terminen von zweimal zwölf Nachtſtunden in jeder Wache 
vollſtrecken zu dürfen, vom Magiſtrat in W. bedeutet, daß auf dieſes 
Geſuch nicht eingegangen werden konne. 

Einem neuerlichen Geſuche um die Geftattung, die zuerkannken 
Arreſtſtrafen im Geſammtausmaße von 28 Tagen iu Terminen zu zwei 
Tagen wöchentlich vollſtrecken zu dürfen, gab der Magiſtrat Folge und 
zwar in der Art, daß dieſelbe wöchentlich je zwei beliebige Tage im 
Arreſte zuzubringen habe. 

Das Minifterium des Innern, anläßlich eines Mafeſtätsgeſuches 
von der Verfügung des Magiſtrates in Kenntniß gebracht, erklärte 
mit Erlaß vom 23. Auguſt 1870, 3 11781, daß der Magiſtrat 
„nach 8. 322 der Strafproceßordnung nicht berechtiget war, der Leopoldine 
T. die ihr zuerkannten Arreſtſtrafen in unterbrochenen Zeiträumen zu 
geſtatten.“ A. 


— 
Verordnungen. 


Verordnung des Minifters des Innern vom 27. Jul 1870, 3. 10149, 

betreffend die Mirtherlung von Todesfcllen von vor dem vollendeten 

23. Lebensjahre verſtorbenen Perſonen an die Matrikenführer des Geburts⸗ 
ortes Diefer Perfoncit. 


Um die Vorarbeiten zu dem Geſchäfte der Militärſtellung zu erleichtern, 
finde ich mich im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſtertun für Cuts und 
Unterricht nnd mit dem I. 1. Laudesvertheidigungs⸗Miniſterium beſtimml, anzur 
orbnen: 

Jeder Matritenführer hal, wenn eine in ſeiner Geburtsmatrik nicht einge 
kragene, aber in einer Gemeinde der im Reichsrolhe verkrelenen Königreiche und 
Länder zuſtandige, vor beur vollendeten 28, Lebensjahre verſiorbene Rerfon in 
feine Todlenmatril einzutragen kommt, innerholb acht Tagen dent Matrikeufühter 
des Geburtsortes dieſer Perſon und zwar in der Regel direct, ment aber der 
betreſſende Geburtsort in einem anderen Kronlonde liegt, ober wenn der Ver⸗ 
ſtorbene einer anderen Confeſſion angehört, im Wege der politischen Lonpesſlelle 
einen, jene Eintragung nachweiſenden Sterb-Matrikelanszug zuzumfſtteln. Der 
betreffende Malrikenflhrer des Geburlsortes hot ſodann in der Geburks-Matrit 
der fraglichen Perſon in der Rubrik „Anmerkungen“, den Tag und Ort des 
Sterbfalles unter Beziehung auf jeden den Matrilen- Acten beizulegenden Sterb⸗ 
Moteitenauszug erſichtlich zu machen. Sollte der Geburtsort eines Verſſorbenen 
auf anderem Wege in verfäßticher Weiſe nicht zu conſtotiren fein, fo left dem 
Malritenführer des Sterbeortes zu, behufs Erulrung desselben die Mülhile der 
poliliſchen Behbrben in Anſpruch zu nehmen. 

Hienach wollen Euer die Hochdenſelben unkerſtehenden Matriken⸗ 
führer ſuſteuiven. 


Grfah des Miniſtees des Innern vom 26. Auguſt 1870, 3. 12689, be⸗ 
treffend die vom Reichs⸗Kriegs⸗Miniſterſum eingeleitete Anordnung zur 
Mittheilung von Todesfällen getiver Milſtars. 


Das I. und 3. Reichs-Kriegs-Miniſterium hat mit Eireuler-Berordnung 
vom 17. HuguR 1870, U 9, Nr. 4747, angeordnet, daß jeder Todesfoll emer 
in actinen Dienſten verftorbenen Peron des k. k. Heeres, von dem belreffenden 
Truppenkörper ober Heeresanftalt ſofert dem Ergänzungs- Bezirke Commando, in 
deſſen Bereiche der mit Tod Abgegangene heimalszuſländig war, behufs der mei 
teren Verſländigung der Angehörigen durch die poliliſchen Bezuls. (Comlitats.) 
Behörden betannt gegeben werde, wornoch es den Hinterbliebenen ein Leichtes 
fein wird, ſich die Todlenſcheine entweder iu Wege der vorgenannten Behbrden 
und der Ergünzungs⸗Bezirkg-Commmanden, oder aber directe don dem Milk. 
Pfartamte ihres Bezirkes zu verschaffen. 

Ich beehre mich Euer Hievon, in Folge Nole des Reichs- Kriegs⸗ 
Miniferiung vom 17, f. M., 2. 4747, mit dem Erfuchen in Fenutniß zu ſehen, 
die politifchen Unker- Behörden zur entſprechenden Mitwirkung bel Durchführung 
dieſer Verordnung auzuweiſen. 
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Erlaß des Minlſters des Innern vom 17. Anguſt 1870, Z. 9063, an die 

Landeschefs in Kraln, Steiermark und Trieſt, enthaltend die Bedin⸗ 

gungen zur Vornahme bon Probefahrten mit Dampflaſtkarren (Straßzen⸗ 
locomotiven) au ürariſchen Straßen. 


In Beziehung auf das Geſuch des Fr. v. G. zu M. in Krain um bie | 


Bewilligung, Probefahrten mit Dampflaſtkarren durch brei Jahre auf den Straßen. 
reden... .. . mauthſrel vornehmen zu dürfen, finbe ich Nachſtehendes zu 
eröffnen: 

Ich genefwnige zwar principiell commillionelle Probefohrten auf der don 
Groß über Laibach nach Trien führenden Reichsstraße für die Zeitdauer von 
drei Jahren, jedoch mit dem Beiſligen, daß, wenn ſchon früher aug öffenllichen 
Rücgſichten die Unzulaſſigleit bieles nenen Eransportmiltels ſich klar beranaflellen 
ſollte, die gedachten Probefahrten auch noch vor Ablauf jener Fri günzlich ein- 
gestellt werden müſſen. 

Das k. k. Finangminifieriam bat die Mautßfreiheit für dieſe Probeſohrten 
auf den in den drei Kronländern Steiermark, Krain und Kllſtenland liegenden, 
Stecken her obigen Melchsſtraßſe zugeſlanden. 

Wegen Beuigung der nicht äroriſchen Straßenſirecke von M. in Krain 
gegen F. in Steiermark zu ſolchen Probefahrten wird es jehoch dem Geſuchſeeler 
obliegen mit ben bießfalls competenten Organen das erforderliche Uebereintommen 
zu erzielen. 

Nachdem dieſe Probefahrten bloß im Inkereſſe des Pelenten liegen, daher 
nur auf feine eigenen Koſlen ſtattfinden düren, fo wird derſelbe gegenüber leder 
der brei Landesstellen in Trieſt, Laibach und Graz die Berpſlichlung zu übernehmen 
haben, uicht nur alle Commiſſionsfoſten zu tragen, fondern auch für jeden an 
der Straße, deren Opſecten und für jeden anderen verursachten Schaden zu 
haſten, ſowie jene Herſtellungen an den Straßen und deren Obiecten auf eigene 
Koſten zu ubernehmen, welche für die Durchführung der Probefahrten als noth⸗ 
wendig ſich darſtellen. 

Der Geſuchſleller wird ferner jeder der erwähulen Landesbehörden eine 
Beſchreibung der Dompflaſlarren und der Laſſwügen, insbeſondere aber das Ger 
wicht ber erſteren und der letzteren im beladenen Zuſtonde ſaumt der Länge ber 
einzelnen Mägen und des ganzen Zuges mitzutheilen haben, um hiernach die 
Inanspruchnahme der Straße und deren Obiecle im Vorhinein beurtheſlen zu 
lönnen. 

Mit biefer Mitheilung kann der Petent zugleich auch das Anſuchen um 
die Anorpnung einer vorläufigen polltiſch commiſſtonellen Begehung ber Straße 
verbinden, bei welcher außer dem Petenten namentlich auch bie betreffenden Bes 
zirksingenieure und Gemeindevorſteher zu interveuren, haben. 

Auf Grundlage dieser commiſſonellen Begehung find jene Herellungen an 
per Straße und deren Objecten, weiche noch dor Beginn her Probefahrten 
effecluiet fein milffen, und überhaupt alle muthmaßlich nothweudigen Sicherheits 
vorkehrungen und zwar auch in ſeuerpolizeilicher Hinſicht feſtzuſtellen. 

Je nach dem Anfrage der Begehungscommiſſton und der bierüber erfol⸗ 
genden Gntfeheinung jeder Landesſſelle hot der Petent vie angeordneten Her- 
ſtenungen und zwar ingbeſondere die afs nölhig erkanuten Verſtͤrkungen an ben 
Straßſenbauobetlen auszuführen, nach deren Beendigung und Collaudirung er 
erft um die Abordnung der Tommiſſion für die erfle Probefahrt bei jeder Landes ⸗ 
ſtelle einſchreiten lang. 

Dafı bei dieſen Probefahrlen von der Gommiffion auch die nölfigen Vor⸗ 
kehruugen für die Sſcherhelt der Fahrenden und Fußgänger zu treffen fein wer⸗ 
pen, if ſelbſtoerſtändlich. 

In dem über jede commiſſionelle Probefahrt in jebem Kronſande auszu⸗ 
fertigenben ümtlichen Protocolle find die Wahrnehmungen über den Erfolg der⸗ 
ſelben, 6er die elwa an der Moſchine noch nöthigen Werbeſferungen und alle 
jene Bedingungen anzuführen, die bei der Fortsetzung der Probefahrten in biefer 
oder jener Richtung beobachtet werden milffen, 

Jedes Probefahrts⸗ Protocol I der betreffenden Londesſtelle zur eniſprechen⸗ 
ben weiteren Verfügung und fohin dem Miuſterinm zur Einſicht vorzulegen. 

Wenn die Ergebniſſe der Probefahrten wiederholt fo ungünſlig ausfielen, 
daß jede weitere Foriſetung derselben ans öffentlichen Rücfichten unzuläſſtg 
erſchiene, unp der Geſüchſteller keine Berbeſſerungen an der Maſchſiue anzugeben 
und einzuführen bermöchte, welche günfige Reſuttate für die Folge in ſichere 
Ansſicht zu fellen geeignet wären, fo wird die Commiffion bie oben angedeulele 
Einstellung der Probefahrten zu beantragen und felße zu moliviren haben. 

Im Falle gäinfigerer Ergebniſſe wird aber zu einer commiffiouglfen Probe 
fahr! in jedem Kronlande auch ein Vertreter der k. k. General-Inſpection der 
österreichischen Eiſenbahnen beizuziehen ern. 

Jene commiſſtonelle Probefohrt in jedem Kronloude, bei welcher ſich die 
Zuläfſigleit ber definitiven Einſctrung vieſes neuen Transportsmittels auf der 
den Probefahrten unterzogenen Straßenſſrecke desselben Kronlandes unzweifelhaft 


Herangflellen ſollte, ift als die letzte Fohrt vor der Conceſſſontrung zu betrachten, 
wenn auch die zugeſtaudene Probezeit von drei Jahren noch nicht abgelaufen wöre. 
Hiernach wären fohann mit Mücgſtht auf die bei den Probefahrten gemachten 
Erfahrungen jene Bedingungen ſeſtzuſtellen, unter welchen bel Erneuerung des 
dleßföligen Gesuches des Pelenten die beſagle Eonceffionienng erfolgen lönnte. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung”. 


Se. Maleſta! haben dem oberbſſerr. Profeſſor des öſterr. Civilrechtes an 
der Wiener Univerfilät Dr. Peter Harn in larfrei den Titel und Charakter 
eines Sectiousrathes verliehen und geſtottet, daß derſelbe zur außerordeullichen 
Verwendung in das Cuztusminiſterium berufen werde, 

Se. Maeſtät haben dem Obercommiſſör der Wolizeitirection in Prag 
Franz Jawuxel den Titel und Charakter eines Polizeratheg larſrei berlichen. 

Se. Majeflät haben dem Regierungsrathe im Oberſihofmorſchallamke Karl 
Huymann als Ritler bes Ordens der eifernen Krone drllker Claffe den Ritler⸗ 
land verliehen. 

Se. Majeſſät haben dem k, Rothe und Mitglied der Centralconımifften für 
Erſorſchung und Erhaltung ber Vonbenkmole Albert Cameſ tua Ritter b. San 
VBiltore den Titel und Charokter eines Regierungsrathes Larfrei verliehen, 

Ste, Majetät haben geflattet, daß dem mährische ſchlefſchen Poſtviretlor, Ober. 
poſtrath Johann Kallmann bei ſeiner Penſtontrung bie a. h. Zufriedenheit mit 
feiner Dienfleifng ausgebriltt werde. 

Se, Mojeſtät haben den Poflorreclor fr Stejermark und Kärnten Ober- 
poſlrach Filpp Jägerbauer zum Poflbirector in Brünn und den Bicedireclor 
der niederöſterr. Boftoivection, Oberpoſſrath Johann Swoboda zum Poſtdirector 
in Graz, ferner den Poſtamtsverwalter in Wien Alexauder Barges zum Mice- 
bnreclor der nieperbſtere, Poſbirection mit dem Titel und Gharakſer eſues Ober 
poſtrathes ernannl. 

Se. Mojeftät haben dein Poſtinſpector int Ganbelsninifterum Peter Kl 
in Anerkennung feiner eifrigen Dienfleiftung den Titel und Eharalter eines 
Oberpoſtrathes loxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Trieſter Stadlphyſikg, Medſeinalrath 
Dr. Xojef Dolnitſcher, den Primorarpt Dr. Franz Dre r, dan praktischen 
Arzt Dr. Alexonder b. Gprar uchi, den Stadtarmenarzt Di, Franz Ferrari, 
den Operateur Dr. Alchard v. Fiſcher und den Primararzt Dr, Georg Nico lich 
zu orpeutlichen Mitgliedern des Landesſanitätsrathes für dag Kuſtenland ernannt, 

Der Miniſſer des Junern hat die Proſeſſoren Dr. Korb Aberte, Dr. Wenzel 
Gun ner, Dr. Ignaz Schuhmacher und Dr. devpoſp Spaßenegger, den 
Bezirksarzt Dr. Anton Sauter und ben Stodtphyſikus Dr. Richard Schlegel 
zu ordentlichen Mitgliedern des Landesſauitätsrathes in Salzburg ernannt. 

Der Miniſſer des Innern hat den Obercommiſſär der Polizeidirection in 
Prag Johann Kreuther zum Polizeſrathe dafelbſt ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amksblatle der „Wiener Beitung‘. 


Förſteraſtelle in Halflatt oder eine andere Förſtersſtelle bei der Aerarlat. 
Forſtverwallung der öſterr, ſteterm. Salztauumergller mit 625 fl. Jahregehalt, 
1Operceutigen Quartiergelde dieſes Gehalte oder Naturalquartier, Neiſepouſchale 
von 210 fl. jährlich und Holzdeputat von 16 Mr. Klafter Scheiter, gegen Cautions⸗ 
erlag im Gehaltsbetrage, bis 10. November J. J. (Amkablatt Nr, 255.) 

‚Biveite Gemeindebeamkeneſielle in Walohofen a. b. Höbs. 500 fl. Jahres. 
gehalt, bis 14. November I. J. (Amtsblatt Nr. 258.) 

Aerztliche Coneſpiſtenſtelle bei der k. k. Statthallerel in Anz mit 800 fl. 
Gehalt, bis Ende November 1. J. (Amtablatt Nr. 257.) 

Aerztliche Concipiſtenßelle bet der Stalthalkerel in Junsbruck mit 800 fl. jähr» 
lich und dem graduellen Borrückungsrechle in die höheren Gebaftsfufen von 1000 fl. 
und 1200 fl. bis 15. November 1. J. (Amtsblatt Nr. 259 und 260.) 

Landesfonilätsreferentenſtelle bei der Gtatthalterel in Graz, mit Stottballerei⸗ 
rathsrang und Behaltsbezug von 2200 fl. und 600 fl. Localzulage, bis 20 Novem⸗ 
ber 1. J. (Amtsblalt Nr. 261.) 

Bezirkecommiſſtreſtelle hei den ſteiermärkiſchen Werwaltungebehörden, 800 fl. 
Johresgeßalt, eventuell prov. Bezirkgcommiſſreſtelle mit 800 fl. Gehalt jährlich. 
Außerdem eine deffnitive oder prob. Stallhallerei,Conceplsadiunckenſtelle mit 400 fl. 
jährlich, bis 15. Nobember I, J. (Amtsblatt Rr. 261) 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beforgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung bon 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 
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